
Sehr geehrter Herr XXXXXXX, 

im Namen von Graf Lambsdorff darf ich mich für Ihre Mail bedanken. Aufgrund der hohen Zahl 

von Anfragen hat mich Graf Lambsdorff gebeten, Ihnen zu antworten. 

Den Vorschlag der EU-Kommission, den Kauf von Waffen zu erschweren, lehnt die FDP in seiner 

jetzigen Form ab. Als Rechtsstaatspartei ist es für uns selbstverständlich, dass Waffen im 

Rahmen ihrer legalen Nutzung nicht pauschal mit Terrorismus in Verbindung zu bringen sind, 

solange nicht im Einzelfall das Gegenteil bewiesen ist. Es ist ein Mythos, dass legale Waffen ein 

erhebliches Sicherheitsrisiko darstellen. Gesetzestreue Waffenbesitzer sollten daher nicht in 

ihrem Recht auf Ausübung ihre legalen und legitimen Hobbys eingeschränkt werden. Schließlich 

leisten Sportschützen und Jäger durch ihr ehrenamtliches Engagement in der Jugendarbeit, im 

Umwelt- und Tierschutz einen wichtigen Beitrag für unsere Gesellschaft. 

Für die FDP ist klar: Nicht die legalen Waffen stellen ein Sicherheitsproblem für unsere 

Gesellschaft dar, sondern die illegalen Waffen. Die Politik hat an dieser Stelle die tatsächlichen 

Ursachen zu bekämpfen und darf nicht in blindem Aktionismus zu verfallen. Deshalb begrüßen 

wir alle Maßnahmen, die den illegalen Handel mit Waffen erschweren. Sie können versichert 

sein, dass wir uns in den Verhandlungen im Europäischen Parlament dafür einsetzen werden, 

dass der Vorschlag der Kommission entsprechend geändert wird. 

Sollten Sie weitere Fragen haben, stehe ich Ihnen jederzeit zur Verfügung und verbleibe bis 

dahin mit freundlichen Grüßen, 

Kristof Kleemann 

 


